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Vollzug der Wassergesetze; 
Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles gem. UVPG 
 
Antrag der Ortsgemeinde Monsheim vom 10.12.2025 auf Erteilung einer Plange-
nehmigung nach § 67 WHG in Verbindung mit § 68 Abs. 2 WHG für die Herstel-
lung und den Ausbau eines Grabens im Baugebiet „Am Woog“ zur Ableitung 
von Außengebietswasser 
 
Die Ortsgemeinde Monsheim, Hauptstraße 47, 67590 Monsheim, beantragte mit 
Schreiben vom 10.12.2025 unter Beifügung der Planunterlagen der MVV Regioplan 
GmbH, Besselstraße 14b, 68219 Mannheim, die Durchführung eines wasserrechtli-
chen Planungsgenehmigungsverfahrens für die Herstellung eines Grabens zur Ablei-
tung des Niederschlagswassers aus dem Baugebiet „Am Woog“ in der Gemarkung 
Monsheim. 
 
Nach § 67 Abs. 2 WHG in Verbindung mit § 68 Abs. 1 WHG bedarf ein Gewässeraus-
bau grundsätzlich der Planfeststellung. Für einen nicht UVP-pflichtigen Gewässeraus-
bau kann an Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses eine Plangenehmigung erteilt 
werden (§ 68 Abs. 2 WHG). 
 
Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist nach den Bestimmungen des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) durchzuführen. Die Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht für ein in der Anlage 1, Spalte 1 
mit dem Buchstaben „X“ zum UVPG gekennzeichneten Neuvorhaben, wenn die zur 
Bestimmung der Art des Vorhabens genannten Merkmale vorliegen (§ 6 Satz 1 
UVPG). Sofern Größen- oder Leistungswerte angegeben sind, besteht die UVP-
Pflicht, wenn die Werte erreicht oder überschritten werden (§ 6 Satz 2 UVPG). 
 
Sofern ein in der Anlage 1, Spalte 2 mit dem Buchstaben „A“ gekennzeichnetes Neu-
vorhaben eine allgemeine Vorprüfung vorgesehen ist, ist eine Umweltverträglichkeits-
prüfung durchzuführen, wenn das Neuvorhaben nach Einschätzung der zuständigen 
Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben 
kann (§ 7 Abs. 1 UVPG). 
 
Sofern für ein in der Anlage 1, Spalte 2 mit dem Buchstaben „S“ gekennzeichnetes 
Neuvorhaben eine standortbezogene Vorprüfung vorgesehen ist, ist eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchzuführen, wenn das Neuvorhaben nach Einschätzung der 
zuständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der be-
sonderen örtlichen Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 aufgeführten 
Schutzkriterien bzw. der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit 
oder die Schutzziele des Gebietes betreffen (§ 7 Abs. 2 UVPG). 
 
Nach Nr. 13.18.1 der Anlage 1 – Liste „UVP-pflichtige Vorhaben“ - unterliegen Maß-
nahmen, welche nicht von Nummer 13.18.2 erfasst sind, einer allgemeinen 



Vorprüfung. Da es sich bei der vorgesehenen Ausbaumaßnahme um keinen naturna-
hen Ausbau sowie eine naturnahe Umgestaltung, eine Verlegung von Straßenseiten-
gräben oder auch die Umsetzung von Kiesbänken in Gewässern handelt, stellt die 
Herstellung eines Wiesengrabens eine Maßnahme nach Nr. 13.18.1 der Anlage 1 – 
Liste „UVP-pflichtige Vorhaben“ dar. 
 
Eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 des Landesgesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (LUVPG) ist nicht durchzuführen, da kein Vorhaben 
nach der Anlage 1 (Liste der nach Landesrecht UVP-pflichtigen Vorhaben) vorliegt. 
 
 
Beschreibung des Ist-Zustandes 
 
Das Baugebiet „Am Woog“ liegt im Norden der bebauten Ortslage Monsheim. Der Pla-
nungsbereich wird bislang hauptsächlich als Rebland genutzt. 
 
Die Höhenlage des bestehenden Geländes liegt zwischen 147,5 mNN im Norden und 
132,7 mNN im Südosten. Die Geländeneigung beträgt im Mittel ca. 2,5 % und maximal 
bis ca. 16,5 % im nordöstlichen Bereich des Plangebietes. 
 
Das Baugebiet liegt außerhalb eines festgesetzten oder vorläufig angeordneten Quel-
len- oder Wasserschutzgebietes. 
Gewässer sind im oder unmittelbar am Plangebiet nicht vorhanden. In ca. 40 m Ent-
fernung von der südöstlichen Ecke des Plangebietes fließt die Pfrimm (Gewässer II. 
Ordnung). Ein festgesetztes oder vorläufig festgestelltes Überschwemmungsgebiet 
liegt nicht innerhalb des Planungsbereiches. 
 
 
Beschreibung des Vorhabens 
 
Gegenstand des Vorhabens der Ortsgemeinde Monsheim ist der Ausbau des bisheri-
gen Entwässerungsgrabens entlang der Südseite des Baugebietes „Am Woog“ am 
Straßendamm der Straße „An den Mühlen“ sowie dessen Fortsetzung durch die Her-
stellung eines neuen Entwässerungsgrabens entlang der Westseite des Baugebietes 
„Am Woog“ mit dem Ziel, bei künftigen Starkregenereignissen ankommendes Außen-
gebietswasser schadlos um das Baugebiet „Am Woog“ herum und in die Pfrimm (Ge-
wässer II. Ordnung) abzuleiten. 
 
 
Vorprüfung des Einzelfalls im Rahmen einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 7 Abs. 2 UVPG in Verbindung 
mit der Anlage 3 zum UVPG wurde für die geplante Maßnahme durchgeführt. 
 
 
Merkmale des Vorhabens gemäß Anlage 3 Ziffer 1 UVPG 
 
Größe und Ausgestaltung des gesamten Vorhabens 
Das Verfahrensgebiet hat eine Größe von ca. 1.500 m². Im Übrigen wird auf die vor-
genannten Ausführungen zur Beschreibung des Vorhabens verwiesen. Der geplante 
Wiesengraben wird dabei eine Länge von rund 477 m haben. 



 
Zusammenwirken mit anderen Vorhaben und Tätigkeiten 
Das Vorhaben steht im Zusammenhang mit der Erschließung und der Entwässerungs-
planung des Baugebietes „Am Woog“ im Norden der bebauten Ortslage Monsheim. 
 
Nutzung natürlicher Ressourcen (Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische 
Vielfalt 
 
Für die Herstellung der Graben-/Gewässerabschnitte werden innerhalb des Geltungs-
bereiches im Westen ausschließlich vormalige Rebflächen herangezogen. Darüber 
hinaus wird lediglich das Bankett des Wirtschaftsweges für ein Gefälle hin zum Graben 
neu modelliert. In diesem Zusammenhang muss lediglich ein kleines Gehölz auf dem 
Flurwegebankett entnommen werden. 
 
Im Süden wird auf den dortigen Flurweg als Abflussbahn zurückgegriffen. Hierbei soll 
der asphaltierte Weg rückgebaut werden. Lediglich im Westen dieses Bereiches muss 
für die Ertüchtigung des Grabens ein Baum von der Straßenböschung entnommen 
werden. 
 
Die Beeinträchtigungen durch die Herstellung des Wiesengrabens bleiben aufgrund 
einer Tiefe von 1 m im Mittel und einer Sohlenbreite zwischen 1,50 m im Westen und 
2 m im Süden unerheblich. 
 
Es sind durch das Vorhaben keine erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter in-
folge der Nutzung der natürlichen Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Wasser, 
Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt zu erwarten. 
 
Dies umso weniger als für das Vorhaben ein asphaltierter Flurweg auf einer Länge von 
184 m entsiegelt bzw. zurückgebaut wird. Auch die Einstellung der intensiven Reb-
landbewirtschaftung im Westen für die Herstellung der ca. 1.500 m² Grünfläche zur 
Aufnahme des Wiesengrabens bedeutet eine ökologische Aufwertung. 
 
Auch durch den „Betrieb“ des lediglich temporär wasserführenden Wiesengrabens 
sind keine Beeinträchtigungen der Schutzgüter zu erwarten. 
 
Im Übrigen wird auf die vorgenannte Ausführung zur Beschreibung des Vorhabens 
hingewiesen. 
 
 
Standort des Vorhabens gemäß Anlage 3 Ziffer 2.3 UVPG 
 
Im Untersuchungsraum sind keine Schutzgebiete und -objekte nach §§ 23 bis 29 Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG) wie Naturschutz- oder Landschaftsschutzgebiete, 
Naturparks, Naturdenkmäler oder geschützte Landschaftsbestandteile ausgewiesen. 
Auch Natura 2000-Gebiete sind im Untersuchungsraum selbst nicht vorhanden. Nach 
Informationen aus dem Landschaftsinformationssystem Rheinland-Pfalz (LANIS RLP) 
sind weder schutzwürdige Biotope noch nach § 30 BNatSchG geschützte Biotope im 
Untersuchungsraum selbst vorhanden. 
 
Das Naturschutzgebiet „Sandgrube im Pflänzer - NSG-7300-223“, welches im Westen 
an das Baugebiet „Am Woog“ angrenzt, ist von dem Eingriff nicht betroffen. 



 
Trinkwasserschutzgebiete sowie Überschwemmungsgebiete sind im Planungsraum 
nicht vorhanden. 
 
Ein Vorhaben nach § 3 Abs. 1 Satz 1 des Landesgesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (LUVPG) in Verbindung mit der Anlage 1 (Liste der nach Landesrecht 
UVP-pflichtigen Vorhaben) liegt nicht vor. 
 
 
Standortmerkmale – Betroffenheit gemäß Anlage 3 Ziffer 2.3 UVPG (Schutzkrite-
rien) 
 
Im Umfeld des Plangebietes wird eine intensive landwirtschaftliche Nutzung betrieben. 
So finden sich um das Plangebiet Ackerflächen und Rebland. 
 
Die ökologische Empfindlichkeit des Standortes wird für die geplanten Graben-/Ge-
wässerabschnitte am Baugebietsrand als äußerst gering angesehen. 
 
Im Übrigen wird auf die vorgenannten Ausführungen zur Beschreibung des IST-Zu-
standes und Vorhabens sowie Vorhabenstandortes verwiesen. 
 
 
Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen gemäß Anlage 3 Ziffer 3 UVPG 
 
Die Auswirkungen des Vorhabens werden als grundsätzlich positiv beurteilt. 
Aus der Umwandlung von Rebland und vor allem des Asphaltweges zu einem Wie-
sengraben resultiert eher eine Verbesserung für den Wasserhaushalt, das Klima, die 
Luft und das Landschaftsbild. 
Darüber hinaus resultiert aus der Umwandlung auch für Pflanzen, Tiere und Lebens-
räume eine ökologische Aufwertung und Steigerung gegenüber dem Status Quo. 
Die Auswirkungen auf den Boden sind durch das Vorhaben als unerheblich einzustu-
fen. 
 
Beurteilung der Umweltverträglichkeit 
 
Nach Prüfung der besonderen örtlichen Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Num-
mer 2.3 UVPG aufgeführten Schutzkriterien und unter Berücksichtigung der darüber 
hinaus in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien, kann das Neuvorhaben keine erheb-
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben, welche die besondere Empfindlich-
keit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen. 
 
Auf die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung kann verzichtet werden. 
Nach § 5 Abs. 2 UVPG ist diese Feststellung der Öffentlichkeit bekannt zu geben. 
 
Im Auftrag 
 
gez. Maximilian Weyrich 


